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Stellungnahme der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P.
sowie der Sachverständigen Fricke, Huber, Maser, Moreau und Wilke zu dem
vorstehenden Sondervotum

Wir stellen folgendes fest:

1) Das Sondervotum, das ausdrücklich wesentliche Teile des Mehrheitsvotums
bestätigt, besteht zu erheblichen Teilen aus Wiederholungen des Mehrheits-
votums und aus Ergänzungen, denen weitgehend zuzustimmen ist. Es ist
daher zu bedauern, daß die SPD sich aus dem gemeinsamen Bemühen um
einen konsensgedeckten Bericht zurückgezogen hat und nicht in der Lage
war, ihre Positionen rechtzeitig in die Beratungen einzubringen. Es wäre
möglich, sachgerecht und für den Leser deutlicher gewesen, durch Erarbei-
tung eines gemeinsamen Berichtes mit passagenweisen Minderheitsvoten
die Übereinstimmungen und die abweichenden Urteile deutlich zu machen.

2) Das Sondervotum enthält Fehler, parteipolitisch motivierte Einseitigkeiten
und sachliche Unschärfen, die hier nicht im einzelnen erörtert werden kön-
nen. Beispielhaft seien erwähnt:

a) Daß mit der Verkündung des „Aufbaus der Grundlagen des Sozialismus“
durch die 2. Parteikonferenz 1952 Ulbricht die Politik Stalins mögli-
cherweise konterkariert haben könnte, ist aus der damaligen Gesamtsi-
tuation extrem unwahrscheinlich und wird durch die bisherige Auswer-
tung sowjetischer Akten (Wettig) nicht bestätigt.

b) Nicht die „intensive politische Auseinandersetzung mit der SED“ hat
schließlich zu einem vereinten Deutschland auf demokratischer Grund-
lage geführt, sondern die erfolgreiche Beseitigung der SED-Diktatur
durch die Menschen in der DDR und die durch sie legitimierten Ver-
handlungen der Bundesregierung und der demokratisch gewählten DDR-
Regierung sowie die von der Bundesregierung erreichte Zustimmung der
Siegermächte des Zweiten Weltkriegs, der Europäischen Union, der
NATO und aller Nachbarn Deutschlands.

3) Die Politik der Bundesregierung hinsichtlich der polnischen Westgrenze
und des deutsch-polnischen Verhältnisses im Jahre 1990 wird unangemes-
sen dargestellt. Ziel der Bundesregierung war eine definitive Regelung der
Grenzfrage, die ein kooperatives und gutnachbarliches Verhältnis mit dem
demokratischen Polen festigen würde. Dabei mußte allerdings die Tatsache
berücksichtigt werden, daß ein rechtsverbindlicher Vertragsabschluß über
die deutsche Ostgrenze nur von einer demokratisch legitimierten gesamt-
deutschen Regierung vollzogen werden konnte. Auch der Zusammenhang
zwischen der endgültigen vertraglichen Regelung der deutsch-polnischen
Grenzfrage und der gleichzeitigen bilateralen vertraglichen Absicherung der
Rechte der deutschen Minderheit in Polen findet in dem SPD-Sondervotum
keine Beachtung.
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4) In diesem Zusammenhang ist auch der kaum verhüllt erhobene Vorwurf zu
sehen, die Bundesregierungen unter Bundeskanzler Adenauer hätten im
Gegensatz zur vermeintlich weitsichtigen SPD zu lange an dem Rechts-
standpunkt festgehalten, daß erst eine friedensvertragliche Regelung defini-
tiv über die deutsch-polnische Grenze entscheiden könne. Der Bezug auf
die geltende Rechtslage und die dementsprechende Ablehnung der Oder-
Neisse-Linie als endgültiger deutscher Ostgrenze war in den 50er und 60er
Jahren in den demokratischen Parteien weithin Gemeingut. Beispielsweise
kann an das Grußwort des SPD-Parteivorstandes, unterzeichnet von Erich
Ollenhauer, Willy Brandt und Herbert Wehner, an das 10. Treffen der
Landsmannschaft Schlesien vom Juni 1963 in Köln erinnert werden. Es
lautete: „Breslau–Oppeln-Gleiwitz–Hirschberg–Glogau–Grünberg, das sind
nicht nur Namen, das sind lebendige Erinnerungen, die in den Seelen von
Generationen verwurzelt sind und unaufhörlich an unser Gewissen klopfen.
Verzicht ist Verrat, wer wollte das bestreiten. Hundert Jahre SPD heißt vor
allem 100 Jahre Kampf für das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Das
Recht auf Heimat kann man nicht für ein Linsengericht verhökern niemals
darf hinter dem Rücken der aus ihrer Heimat vertriebenen oder geflüchteten
Landsleute Schindluder getrieben werden. Das Kreuz der Vertreibung muß
das ganze Volk mittragen helfen; Vertriebene und geflüchtete Landsleute
sind keine Bürger zweiter Klasse, weder in der Wirtschaft noch in der Ge-
sellschaft. Daß es ihr ernst damit ist, hat die SPD bewiesen. Der Wiederver-
einigung gilt unsere ganze Leidenschaft. Wer an diesem Feuer sein kleines
Parteisüppchen zu kochen versucht, kann vor dem großen Maßstab der Ge-
schichte nicht bestehen. Wir grüßen die Schlesier.“

5) Das Sondervotum behandelt die Systemauseinandersetzung zwischen Ost
und West, die sich mit dem Begriff des „Kalten Krieges“ verbindet, nicht
mit dem sachlich notwendigen Gewicht, das dieser ebenso real- und damit
machtpolitische wie politisch-normative Konflikt verdient. Es gelangt inso-
fern zu ahistorisch anmutenden ex-post-Urteilen, die die Zeitumstände nicht
angemessen berücksichtigen und die Notwendigkeit des Widerstehens der
wiederbegründeten deutschen Demokratie gegen totalitäre Bedrohungen
von innen und außen nicht genügend berücksichtigen.

Diese Sichtweise wirkt sich insbesondere bei der Bewertung der strafrecht-
lichen Ahndung politisch motivierter Delikte in der Bundesrepublik
Deutschland vor allem in den 50er Jahren aus. Die über das Votum der PDS
hinausgehende Forderung des Sondervotums, daß in diesen Fällen angeb-
lich zugefügtes Unrecht wiedergutgemacht werden müsse, verkennt den
grundsätzlichen Unterschied zwischen der politischen Verfolgung Anders-
denkender in einem ideologisch fundierten Unrechtsregime und der An-
wendung strafrechtlicher Normen in einem Rechtsstaat.

6) Der Hinweis auf die Kontinuität zwischen der Deutschlandpolitik der Bun-
desregierungen Brandt und Schmidt einerseits, Kohl andererseits ist einsei-
tig und schief. Zuzustimmen ist der Aussage des ehemaligen Kanzleramts-
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ministers Seiters (38. Sitzung), daß die Politik der Verhandlungen mit der
DDR-Führung jeweils einzuordnen ist in das zugrundeliegende gesamtpoli-
tische Konzept. Hier sind in den 80er Jahren erhebliche Unterschiede er-
kennbar geworden. Die SPD, die in den vorherigen Jahrzehnten den
deutschlandpolitischen Konsens der demokratischen Parteien mitgetragen
hatte, scherte schrittweise aus diesem Konsens aus und suchte mit der SED-
Führung vertragsähnliche Absprachen bis hin zu dem gemeinsamen „Ideo-
logie-Papier“ von 1987. Die Forderung des Sondervotums: „Auch mit Dik-
tatoren muß man, sofern sie Staatschefs wichtiger Staaten sind, Kontakt
halten [...] Doch ist im Umgang mit Diktatoren die notwendige Distanz zu
halten“, ist rückblickend auch auf diese Phase der SPD-Deutschlandpolitik
anzuwenden. Demgegenüber betonte die Bundesregierung Kohl/Genscher
den normativen Abstand zum SED-Regime, brachte die Deutsche Frage er-
neut in die öffentliche Diskussion und hielt am Ziel der politischen Einheit
der Deutschen und an den Rechtsgrundlagen der Deutschlandpolitik (u. a.
an der gesamtdeutschen Staatsangehörigkeit) fest. Dies gab ihr die Grund-
lage dafür, 1989, bei Beseitigung der SED-Herrschaft durch die friedliche
Revolution in der DDR, zu einer operativen Wiedervereinigungspolitik
überzugehen.

Gutachten bzw. Expertisen zu diesem Themenbereich: Teil D 1.; Nrn.: 3, 5, 6,
9, 11, 13, 18, 30, 32, 38, 40, 51, 55, 66, 81, 83, 100, 102, 103 Berichte zu die-
sem Themenbereich: Teil D 2.; Nrn.: 1, 2, 6, 9, 11, 13, 14, 15, 19, 22

Öffentliche Kommissionssitzungen speziell zu diesem Themenbereich: Teil D
3.; Nrn.: 34, 38, 46


